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Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung,  

Integration, Vielfalt und Antidiskriminierung 

 

 

 

  Herrn Abgeordneten Dr. Hugh Bronson (AfD) 

 

über 

die Präsidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin 

 

über Senatskanzlei – G Sen – 

 

 

 

Antwort  

auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/23256 

vom 09.07.2025 

über Hausregeln in Asylunterkünften und Probleme in deren Umkreis 

__________________________________________________________________ 

 

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:  

 
1. Wie werden in Asylunterkünften in Berlin Verstöße gegen die Hausordnung oder Brandschutzregeln 

sanktioniert? 

 

Zu 1.: Die Einhaltung des Brandschutzes obliegt dem Betreibenden. Entsprechende Hinweise 

werden in der Hausordnung der Unterkünfte des Landesamts für Flüchtlingsangelegenheiten 

LAF verankert. Sofern gegen die Hausordnung verstoßen wird, besteht die Möglichkeit, dass 

die betreffenden Bewohnenden eine Abmahnung zu ihrem der Hausordnung 

entgegenstehenden Verhalten erhalten. Bei wiederholtem Verhalten wird eine zweite 

Abmahnung gegenüber den Bewohnenden ausgesprochen. Sofern nach der zweiten 

Abmahnung wiederum wiederholt gegen die bestehende Hausordnung von Bewohnenden 

gehandelt wird, kann ein Hausverbot erteilt werden. Die Folge des Hausverbotes ist der 

Verlust des Platzes in der Unterkunft, in der die Hausordnung nicht befolgt wurde. Der oder 

die betreffenden Personen werden vorübergehend im Ankunftszentrum Asyl oder in einer 

Notunterkunft untergebracht, bis die betreffenden Personen wieder in eine andere Unterkunft 

verlegt werden können.  

 

Polizeilich angezeigte Straftatbestände können zu einem sofortigen Hausverbot führen.  

 

  



2 
 

Die Anlage 1 zur Beantwortung dieser Schriftlichen Anfrage enthält eine Vorlage für eine 

Hausordnung in einer Unterkunft des LAF. In der Anlage 2 zur Beantwortung der Schriftlichen 

Anfrage ist die Verfahrensweise für die Erteilung eines Hausverbotes in der Unterkunft des 

LAF beschrieben.  

 
2. Wie werden den Asylmigranten bei ihrer Ankunft die grundlegenden Gesetze, Regeln, Sitten und Werte in 

Deutschland vermittelt (insb. im Hinblick auf mögliche Unterschiede zu ihren Heimatländern)? 

 

Zu 2.: Bei der Ankunft von Asylbegehrenden und Kriegsgeflüchteten aus der Ukraine steht 

zunächst die Teilnahme an der bundesweiten Verteilung und die Registrierung der 

Asylbegehrenden und Geflüchteten im Vordergrund. Im Rahmen des Ankunftsprozesses 

können sich Asylbegehrende an den Sozialdienst des LAF wenden, wenn sie Fragen zur 

weiteren Verfahrensweise, zur einer vorliegenden besonderen Schutzbedürftigkeit oder 

ähnlichem haben. Im Ankunftszentrum Asyl werden hierzu derzeit noch Screening-Bögen 

verwandt, der im Laufe des nächsten Jahres mit dem Screening-Verfahren des 

Gesamteuropäischen Asylsystems (GEAS) abgelöst wird.  

 

Darüber hinaus erfolgen beim Bezug einer Unterkunft Hinweise zum Zusammenleben in der 

Unterkunft und mit der Nachbarschaft durch die Betreibenden der Unterkunft. Für die 

Integration von Asylbegehrenden sind Sprachkurse unerlässlich. Hier wird durch ein eigenes 

Landesprogramm des Landes Berlin der Fokus für Asylbegehrende, die nicht an einem vom 

BAMF vermittelten Integrationskurs teilnehmen können, neu gesetzt.  

 
3. Hat sich die Verwahrlosung im Umkreis des Aufnahmezentrums Tegel verbessert, bei der Bewohner der 

Unterkunft in der Umgebung Massen von Müll, besonders am Kanalufer, hinterlassen, sich ein Drogenmilieu 

herausgebildet hat und sich Anwohner belästigt sehen1? Wenn ja, welche Maßnahmen haben dazu 

beigetragen? Falls nein, warum nicht? 

 

Zu 3.: Aufgrund der Beschwerden in 2024 wurden im Umkreis des Aufnahmezentrums in 

Tegel verschiedene Maßnahmen durch die zuständigen Behörden ergriffen. Das LAF hat die 

Behörden im Rahmen seiner Möglichkeiten unterstützt.  

 

Die Senatssozialverwaltung und das LAF sind weiter mit den Beteiligten im Gespräch, um 

die Situation weiter zu verbessern. Die seit August 2024 gemeinsam mit dem Bezirk 

Charlottenburg-Wilmersdorf und dem Bezirk Reinickendorf abgestimmten Maßnahmen, 

zeigen die ersten Erfolge. Im Zuge der Umgestaltung des Standortes Tegel und der 

Auflösung der Notunterbringung und dem Umbau der Anlagen zum Ankunftszentrum Tegel 

wird das Gespräch mit den Beteiligten erneut gesucht werden, um frühzeitig ggf. ergänzende 

Maßnahmen miteinander abzustimmen.   

 

                                            
1 Probleme in Tegel – Anwohner schlagen Alarm: Drogenkonsum am Flüchtlingszentrum, Berliner Morgenpost online, 26.07.2024, 

https://www.morgenpost.de/bezirke/reinickendorf/article406873996/anwohner-schlagen-alarm-tegel-wir-haben-ein-

drogenproblem.html  

https://www.morgenpost.de/bezirke/reinickendorf/article406873996/anwohner-schlagen-alarm-tegel-wir-haben-ein-drogenproblem.html
https://www.morgenpost.de/bezirke/reinickendorf/article406873996/anwohner-schlagen-alarm-tegel-wir-haben-ein-drogenproblem.html
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Darüber hinaus wird auf die Beantwortung der Schriftlichen Anfrage 19/20034 verwiesen, in 

der die zwischen dem LAF und den Bezirken Charlottenburg-Wilmersdorf und Reinickendorf 

abgestimmten Maßnahmen ausführlich beschrieben wurden.  

 

 

Berlin, den 22. Juli 2025 

 

In Vertretung 

 

Aziz B o z k u r t 

 

Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung,  

Integration, Vielfalt und Antidiskriminierung 
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Herzlich Willkommen in der Unterkunft für Geflüchtete und Asylbegehrende des 
Landes Berlin.  
  

  

Diese Hausordnung enthält Regeln für die Ausgestaltung des gemeinsamen Lebens in der 

Unterkunft, die für alle dort lebenden oder arbeitenden Menschen einschließlich 

Besucherinnen und Besucher gleichermaßen gelten. Ziel ist es, ein respektvolles und 

gewaltfreies Zusammenleben zu ermöglichen.   

  

In Deutschland sind alle Menschen vor dem Gesetz gleich. Das bedeutet auch, dass niemand 

wegen seines Geschlechts, seiner Abstammung, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, 

seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen, seiner sexuellen 

Orientierung, seines Alters oder aus rassistischen Gründen benachteiligt oder bevorzugt 

werden darf. Rassistische Gründe liegen auch dann vor, wenn Menschen allein wegen 

äußerlicher Merkmale, etwa ihrer Hautfarbe, benachteiligt werden. Niemand darf wegen seiner 

Behinderung benachteiligt werden.  

  

Insbesondere die rechtliche Gleichstellung von Frauen und Männern gehört in Deutschland zu 

den staatlich garantierten Grundrechten. Dies bedeutet, dass Frauen und Männer in allen 

Lebensbereichen die gleichen Rechte und Pflichten haben. Niemand darf nur deshalb 

benachteiligt werden, weil es sich um eine Frau oder einen Mann handelt.   

  

Menschen, die sich sexuell zum gleichen Geschlecht oder zu beiden Geschlechtern 

hingezogen fühlen (Schwule, Lesben, Bisexuelle) sowie Menschen, die sich keinem 

Geschlecht zuordnen können oder bei denen das biologische Geschlecht nicht dem gefühlten 

Geschlecht entspricht (Inter- bzw. Transsexuelle), garantiert der deutsche Staat die gleichen 

Rechte wie allen anderen Menschen und sie dürfen wegen ihrer sexuellen Orientierung oder 

geschlechtlichen Identität in keiner Weise benachteiligt werden. Bewohnenden, die zu diesen 

Personengruppen gehören, ist daher mit Respekt zu begegnen und sie dürfen von niemandem 

in der Unterkunft angefeindet oder in sonstiger Weise diskriminiert werden.  

  

Es ist Aufgabe des Betreibenden darauf zu achten, dass diese Hausordnung von allen 

Menschen, die sich dauerhaft oder nur vorübergehend in der Unterkunft aufhalten, eingehalten 

wird.  

  

  

§ 1 Hausrecht  

  

1. Das Hausrecht ist das Recht zu entscheiden, wer die Unterkunft und das Grundstück 

betreten und sich dort aufhalten darf und wie sich die Bewohnenden, Mitarbeitenden des 

Betreibers und des Sicherheitsdienstleisters, Besucher*innen, ehrenamtliche Helfer*innen und 

Kooperationspartner*innen verhalten müssen.   

  

Der Betreiber nimmt im Auftrag des Landes Berlin das Hausrecht wahr und setzt die 

Hausordnung durch. Dabei wird er durch den Sicherheitsdienstleister unterstützt.  
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2. Die Privatsphäre der Bewohnenden ist zwischen den Bewohnenden untereinander und 

seitens des Betreiber- und Sicherheitspersonals zu achten.   

Termine für Reparaturen und regelmäßige Begehungen durch den Betreiber sind vorher 

anzukündigen und mit den Bewohnenden abzustimmen. Anlassbezogene Begehungen 

können nach vorheriger Ankündigung mit Zustimmung, bei Anwesenheit und unter Achtung 

der Privatsphäre der Bewohnenden erfolgen.  

Vor dem Betreten der Zimmer muss an die Tür geklopft und das Hereinbitten abgewartet 

werden.   

  

Dem Betreiber- und dem Sicherheitspersonal sowie den zuständigen Ordnungsbehörden ist 

es nicht gestattet, Zimmer der Bewohnenden ohne deren Erlaubnis zu betreten, es sei denn 

es droht Gefahr. Eine Gefahr liegt insbesondere dann vor, wenn ein Schaden für Personen 

oder Sachen droht. Wie auch für Wohnungen gilt für die Zimmer in Aufnahmeeinrichtungen 

und Gemeinschaftsunterkünften für Geflüchtete der Schutz der räumlichen Privatsphäre nach 

Artikel 13 des Grundgesetzes. Dieser Schutz darf nur auf gesetzlicher Grundlage 

eingeschränkt werden. Eine solche gesetzliche Grundlage gibt es im Aufenthaltsgesetz. 

Durchsuchungen sind dabei aber nur bei Vorliegen einer richterlichen Anordnung möglich.   

  

Nach Betreten der Zimmer bei Abwesenheit muss eine schriftliche Begründung im Zimmer und 

bei der Unterkunftsleitung hinterlegt werden.  

  

3. Das Betreiben eines Gewerbes und jeglicher Handel sowie Werbung für wirtschaftliche 

Zwecke sind nicht gestattet.  

  

4. Taschen- und Schrankkontrollen dürfen nur durch die Polizei erfolgen, sofern es dafür 

eine gesetzliche Grundlage gibt.  

  

  

§ 2 Geltungsbereich  

  

Diese Hausordnung findet auf dem gesamten Gelände der Unterkunft Anwendung.  Sie ist für 

alle Bewohnenden, Besucher*innen, ehrenamtliche Helfer*innen, Kooperationspartner*innen 

sowie Mitarbeitende des Betreibers und des Sicherheitsdienstleisters bindend.   

  

  

§ 3 Bewohnende  

  

1. Voraussetzung für den berechtigten Aufenthalt der Bewohnenden in dieser Unterkunft ist 

eine gültige Kostenübernahmeerklärung oder Zuweisung des Landesamtes für 

Flüchtlingsangelegenheiten (LAF).  

  

2. Ein Dauerwohnrecht wird durch den vorübergehenden Aufenthalt nicht begründet.  

  

3. Jeder Bewohnende erhält einen Bewohnerausweis, der auf Verlangen dem 

Betreiberpersonal und / oder dem Sicherheitspersonal vorzuzeigen und stets bei sich zu 

führen ist.  
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4. Die aktive Beteiligung der Bewohnenden an der Ausgestaltung des Zusammenlebens in der 

Unterkunft ist ausdrücklich erwünscht und muss vom Betreiber bzw. der Unterkunftsleitung 

durch entsprechende Angebote – wie etwa die Bildung eines Bewohnendenrates oder 

anderer Formen der Mitwirkung – unterstützt werden.  

  

5. Alle Bewohnenden sind verpflichtet, Strom-, Wasser und Wärme sparsam zu nutzen.  

  

6. Das Anbringen von Außenantennen ist nur nach vorheriger Zustimmung des Betreibers und 

unter Beachtung der im Land Berlin geltenden Gesetze und Vorschriften möglich.  

  

7. In der Unterkunft stehen den Bewohnenden auch Gemeinschaftsräume zur Verfügung, 

deren Nutzung bestimmten Personengruppen vorbehalten sein kann. Der Betreiber regelt 

die Nutzungszeiten. Die Gemeinschaftsräume können unterschiedlich genutzt werden, etwa 

für Begegnungen, sportliche Betätigung, gemeinschaftliches Fernsehen oder 

Schulungsangebote. Nähere Informationen erhalten Sie vom Unterkunftspersonal.  

  

8. Bei einer vorübergehenden Abwesenheit von mehr als einem Tag (Krankenhausaufenthalt, 

auswärtige Behördentermine oder sonstige wichtige Gründe) und bei Auszug muss die 

Unterkunftsleitung schnellstmöglich informiert werden. Kann die Abwesenheit vorher 

geplant werden, soll die Unterkunftsleitung so früh wie möglich informiert werden. 

Selbstverschuldete fehlende Informationen können nach dem dritten Tag der Abwesenheit 

zum Verlust des Anspruchs auf den derzeitigen Platz führen.  

  

9. Für Bewohnende einer Unterkunft, die keine Aufnahmeeinrichtung ist, gilt folgendes:  

  

Bei einer geplanten Abwesenheit von mehr als drei Tagen kann der Platz in der Unterkunft 

freigehalten werden, sofern die Abwesenheit aus wichtigen Gründen (z. B. 

Krankenhausaufenthalt, auswärtiger Behördentermin, auswärtige erlaubte Erwerbstätigkeit, 

Teilnahme an besonderen familiären Ereignissen wie etwa Hochzeiten, Begräbnisse u. a.) 

erforderlich ist. Voraussetzung hierfür ist die Zustimmung der Behörde, die die sozialen 

Leistungen gewährt (LAF, Jobcenter, Bezirksamt).  

  

Für Bewohnende, die diese Leistungen vom LAF erhalten, kann die Abwesenheit aus den 

genannten Gründen in der Regel bis zu 20 Tagen pro Kalenderjahr erlaubt werden, ohne dass 

der Platz in der Unterkunft verloren geht und ein Umzug in eine andere Unterkunft erforderlich 

wird, sofern keine Rechtsgründe entgegenstehen. In besonderen Ausnahmefällen (z.B. einem 

längeren Klinikaufenthalt) kann auch eine Genehmigung für mehr als 20 Tage erteilt werden.  

  

Die Abwesenheit muss vorher beim LAF beantragt werden.  

  

Wenn Sie nicht wissen, an welche Stelle Sie sich wenden müssen, um die erlaubte 

Abwesenheit zu beantragen, kann Ihnen das Personal in der Unterkunft weiterhelfen.  

  

10. In Krisensituationen (zum Beispiel akuter Erkrankung, Bedrohung oder einem 

gewalttätigen Übergriff) steht den Bewohnenden jederzeit eine Ansprechperson des 

Betreibers oder Sicherheitsdienstleisters zur Verfügung. Diese kann auch den Rettungsdienst 

herbeirufen. Das Personal der Unterkunft wird sich auch um eine Unterstützung der 
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Bewohnenden bei der Bewältigung besonders belastender Vorfälle bemühen. Sonstige 

Fragen und Anliegen können während der Bürozeiten an den Betreiber gerichtet werden oder 

an das Beschwerdemanagement des LAF (E-Mail: unterkunft-qs-beschwerde@laf.berlin.de).  

  

  

§ 4 Weitere Personen  

  

1. Bewohnende können auf ihren Zimmern Besuch empfangen. Die Einzelheiten der 

Besuchsregelung, insbesondere die Besuchszeiten, regelt die Unterkunftsleitung im Rahmen 

des Hausrechts in Abstimmung mit dem LAF. Die Bewohnenden werden über die in der 

Unterkunft geltende Besuchsregelung von der Unterkunftsleitung in geeigneter Weise 

informiert. Diese Information enthält auch einen Hinweis darauf, ob Besuche nur außerhalb 

der nächtlichen Ruhezeiten zulässig sind oder Besucher*innen unter bestimmten 

Voraussetzungen in der Unterkunft auch übernachten dürfen.  

  

2. Besucher*innen der Bewohnenden sowie ehrenamtliche Helfer*innen und 

Kooperationspartner*innen haben sich mit einem Dokument mit Lichtbild (Pass, Ausweis, 

Krankenkassenkarte, Schülerausweis o. ä.) auszuweisen und melden sich vor dem Betreten 

der Räumlichkeiten beim Empfang an und beim Verlassen wieder ab. Sie erhalten einen 

Besucherausweis.  Die Erfassung und Verarbeitung der personenbezogenen Daten der 

Besucher*innen, ehrenamtlichen Helfer*innen und Kooperationspartner*innen durch den 

Betreiber bzw. Sicherheitsdienstleister ist unzulässig.  

  

3. Personen, die sich unerlaubt im Objekt aufhalten, begehen Hausfriedensbruch und 

müssen mit einer Anzeige rechnen. Die Helfer- und Besucherzeiten werden gesondert 

ausgehängt und sind einzuhalten.  

  

  

§ 5 Sauberkeit und Ordnung  

  

1. Auf Verkehrs- und Außenflächen der Unterkunft ist der Konsum von Alkohol und Drogen 

verboten.   

  

2. Im gesamten Haus besteht Rauchverbot; das gilt auch für Shishas und E- Zigaretten. Die 

Bewohnenden dürfen ausschließlich die im Außenbereich vorgesehenen Raucherplätze 

benutzen. Die Bewohnenden müssen für die Sauberhaltung dieser Plätze selbst sorgen.  

  

3. Für die Reinigung ihrer Zimmer einschließlich der dazugehörigen Fenster sind die 

Bewohnenden selbst verantwortlich. Ausreichende Lüftung der Räume ist auch in der 

kalten Jahreszeit zu gewährleisten (empfohlen wird Stoßlüften, kein Dauerlüften bei 

gekipptem Fenster).  

  

4. Haus-, Wohn- und Schlafbereiche sowie gemeinschaftlich genutzte Flächen und Zimmer 

(zum Beispiel Gemeinschaftsküchen und Gemeinschaftssanitärräume) sind stets in einem 

sauberen Zustand zu hinterlassen. Selbst verursachte Verunreinigungen sind unverzüglich 

und selbständig zu beseitigen. Spielflächen (wie Spielzimmer oder Hausaufgabenraum) 

sind in einem sauberen Zustand zu hinterlassen.   
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5. In Absprache mit der Unterkunftsleitung können Bewohnende in ihren Zimmern eigene 

Einrichtungsgegenstände hinzufügen. Dies gilt nicht, wenn das Hinzufügen zu einem 

Verstoß gegen Rechtsvorschriften führt, eine erhebliche Verringerung der nutzbaren 

Wohnfläche zur Folge hat oder andere Bewohnende dadurch benachteiligt werden. In 

jedem Fall verbleiben hinzugefügte Einrichtungsgegenstände in der Verantwortung des 

Bewohnenden. Dies beinhaltet insbesondere auch die Beseitigung der Gegenstände bei 

Auszug aus der Unterkunft.   

  

6. Bewohnereigene Teppiche dürfen nicht fest mit dem Fußboden verbunden sein. Einmal in 

der Woche müssen die Teppiche durch die Bewohnenden abgesaugt und aufgerollt und 

der Fußboden feucht gewischt werden. Einmal jährlich sind die Teppiche zu 

shampoonieren (gemäß § 36 Infektionsschutzgesetz - Rahmenhygieneplan).   

  

7. Wenn die Bettgestelle nicht zum Schlafen genutzt werden, so dürfen die Matratzen nicht 

dauerhaft auf dem Boden liegen, sondern müssen tagsüber auf den Bettgestellen gelagert 

werden, um eine ausreichende Belüftung zu ermöglichen und in einem Notfall, in dem 

Zimmer schnell verlassen werden müssen, die Fluchtwege nicht zu behindern. In 

Unterkünften mit Fußbodenheizung dürfen Matratzen nicht auf den Boden gelegt werden.  

  

8. Um Verstopfungen der Sanitärleitungen zu vermeiden, dürfen in die Abflüsse keine Abfälle, 

Essensreste oder Ähnliches geschüttet werden. In die Toiletten und Abflussbecken dürfen 

keine Haus- und Küchenabfälle, Papierwindeln, Hygieneartikel und Ähnliches entsorgt 

werden. Diese gehören in die dafür bereitgestellten Abfallbehälter.  

  

9. Die Einrichtungsgegenstände sind pfleglich zu behandeln. Alle Bewohnenden haben die 

Pflicht, Schäden an der Einrichtung sowie dem Gebäude selbst zu vermeiden. 

Beschädigungen sind dem Betreiberpersonal unverzüglich zu melden. Das eigenmächtige 

Anbringen von Nägeln, Haken, Schrauben und Ähnlichem ist verboten. 

Wandbefestigungen können jedoch bei der Unterkunftsleitung beantragt werden und 

werden bei Zustimmung vom Hausmeister ausgeführt.  

  

10. Gemäß § 36 Infektionsschutzgesetz - Rahmenhygieneplan ist Müll zu trennen, in Tüten 

oder Behältern mit Deckel zu sammeln und täglich zu entsorgen.   

  

11. Alle Bewohnenden erhalten bei Einzug Bettwäsche, Handtücher und Geschirr. Handtücher 

sind wöchentlich, Bettwäsche spätestens alle drei Wochen, bei mindestens 60 Grad zu 

waschen (§ 36 Infektionsschutzgesetz - Rahmenhygieneplan)  

  

12. Die Bewohnenden waschen ihre Wäsche selbst.  

  

a. Für das Waschen der Wäsche stehen kostenfrei Waschmaschinen zur Verfügung. 

Diese sind gemäß der Bedienungsanleitung mit Sorgfalt zu bedienen und nur mit 

Waschmittel, das für Waschmaschinen bestimmt ist, zu benutzen.  

  

b. Für das Trocknen der Wäsche stehen kostenfrei Wäschetrockner bereit. Diese sind 

gemäß der Bedienungsanleitung mit Sorgfalt zu bedienen. Innerhalb der 
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Wohnräume ist das Trocknen der Wäsche nicht erlaubt, um einer Schimmelbildung 

vorzubeugen. Auf den Balkonen mit vorhandenen Wäscheständern ist das Trocknen 

erlaubt.  

  

c. Die Benutzung von Gemeinschaftswaschanlagen erfolgt auf eigene Gefahr.  

  

d. Der Betreiber oder das Land Berlin haftet nicht für Schäden oder Diebstahl.  

  

e. Bei Fragen kann das Betreiberpersonal angesprochen werden.  

  

13. Die Haltung von Haustieren ist nicht gestattet.  

  

14. Wird ein Schädlingsbefall (bspw. Wanzen, Läuse, Ratten) festgestellt, muss das Personal 

des Betreibers sofort unterrichtet werden.  

  

  

§ 6 Schutz vor Lärm  

  

1. Grundsätzlich ist Lärm zu vermeiden. Die Bewohnenden müssen Rücksicht auf die 

Nachbarn und Mitbewohnenden des Zimmers nehmen. Musik ist nur in Zimmerlautstärke 

erlaubt.  

  

2. Ruhezeit ist nachts zwischen 22 Uhr und 6 Uhr. Während dieser Zeit dürfen keine 

lauten Arbeiten oder Aktivitäten durchgeführt werden. Aktivitäten in Zimmerlautstärke sind 

erlaubt.  

An Sonn- und Feiertagen dürfen laute Aktivitäten und Arbeiten grundsätzlich nicht stattfinden. 
Tonwiedergabegeräte und Musikinstrumente dürfen zu jeder Zeit nur in Zimmerlautstärke 
benutzt werden.  
  

3. Bei geöffnetem Fenster sowie auf den Freiflächen sind Unterhaltungen und Gespräche 

mit Mobiltelefonen so zu führen, dass die Bewohner*innen angrenzender Häuser nicht durch 

übermäßige Lautstärke gestört werden können.  

  

4. Normale Kindergeräusche sind hinzunehmen. Das natürliche Spielbedürfnis der Kinder 

muss von allen toleriert werden. Eltern sollen aber dafür Sorge tragen, dass auch die Kinder 

auf Andere (Mitbewohnende, Nachbarn etc.) Rücksicht nehmen.  

  

  

§ 7 Abstellen von Kinderwagen, Fahrrädern, Gehhilfen und sonstigen Gegenständen  

  

1. Das Abstellen von Kinderwagen, Fahrrädern, Gehhilfen und sonstigen Gegenständen 

im Treppenhaus und Fluren ist verboten. Alle Flucht- und Rettungswege müssen zu jeder 

Tages- und Nachtzeit freigehalten werden.  

  

2. Fahrräder, Kinderwagen und Gehhilfen dürfen nur in den vorgesehenen Bereichen 

abgestellt werden.  
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3. Für die Sicherheit der abgestellten Fahrräder, Gehhilfen etc. ist jeder Bewohner selbst 

verantwortlich. Der Betreiber oder das Land Berlin übernimmt hierfür keine Haftung.  

  

  

§ 8 Sicherheit  

  

1. Alle Bewohnenden haben die Pflicht, sich durch den Betreiber zum Verhalten im 
Brandfall unterweisen zu lassen und an den in der Unterkunft stattfindenden 
Brandschutzübungen teilzunehmen.  
  

2. Im Brandfall ist den Anweisungen der Rettungskräfte und Brandschutzhelfer sowie den 

Anweisungen auf der „Verhalten im Brandfall“-Tafel Folge zu leisten. In den Außenanlagen 

befindet sich ein Sammelplatz. Flucht- und Rettungswege müssen zu jeder Tages- und 

Nachtzeit freigehalten werden und brandlastfrei sein.  

  

3. Das Entfernen oder Beschädigen der Rauchmelder und Rauchwarnmelder, 

Feuerlöscher, Brandmelde- und Alarmierungseinrichtungen und weiterer sicherheitsrelevanter 

Einrichtungen stellt eine ernsthafte Bedrohung aller Bewohnenden dar und ist untersagt.  

  

4. Eigene Heiz- und Kochgeräte dürfen in den Wohnräumen nicht betrieben werden. Die 

Benutzung anderer elektrischer Geräte in den Räumen ist nur nach Absprache mit dem 

Betreiber erlaubt.  Bei Verstoß kann die weitere Nutzung untersagt werden. Die Verwendung 

von ortsveränderlichen Mehrfachsteckdosen oder Verlängerungskabeln ist untersagt. Ebenso 

jegliche Form von offenem Feuer.  

  

5. Auf die Außen-Fensterbänke dürfen keine Gegenstände gestellt werden, da diese 

herunterfallen und jemanden verletzen könnten.  

  

6. Sämtliche Haus-, Keller- und Hoftüren sind ab 22.00 Uhr geschlossen zu halten. 

Fenster im Keller und Treppenhaus sind stets geschlossen zu halten, sofern durch die 

Unterkunftsleitung – insbesondere aus Gründen des Infektionsschutzes - keine andere 

Regelung getroffen wird.  

  

7. Ist die Flur- und Treppenhausbeleuchtung defekt, ist unverzüglich der Betreiber zu 

informieren, da durch eine defekte Beleuchtung Unfälle passieren können.  

  

8. Das Spielen im Treppenhaus ist aus Sicherheitsgründen verboten. Auf den dafür 

vorgesehenen Flächen (Spielzimmer und Spielplätze, Außenanlagen) dürfen Kinder spielen.  

  

9. Die Aufsichtspflicht für ihre Kinder haben die Eltern selbst. Eltern sind dafür 

verantwortlich, dass sich ihre Kinder an die Hausordnung halten.  

  

10. Die ausgefüllten Hinweisblätter Verhalten im Notfall (Anhang I), Verhalten im 
Brandfall (Anhang II), Alarmplan (Anhang III), Flucht- und Rettungsplan (Anhang IV) sind 
Bestandteil der Hausordnung und sind von jedem Bewohnenden sorgfältig zu lesen bzw. bei 
Analphabeten*innen vom Betreiber vorzulesen und vom Betreiber zu erläutern.  
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§ 9 Haftung  

  

1. Bewohnende und Besucher sind für die Schäden, die sie verursachen, selbst 

verantwortlich und haften nach den gesetzlichen Regelungen. Diese gesetzlichen Regelungen 

ergeben sich aus dem in Deutschland geltenden Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB).  

  

2. Falls Eigentum von Bewohnenden durch Mitarbeitende des Betreibers oder des 

Sicherheitsdienstleisters beschädigt wird, sind diese dafür verantwortlich und haften nach den 

gesetzlichen Regelungen (BGB).  

  

3. Bei wiederholtem Verlust der Unterkunftsschlüssel bzw. Transponder können die 

daraus entstehenden Kosten gegen die Bewohnenden geltend gemacht werden.  

  

  

§ 10 Ansprechpartner für Anliegen  

  

Die Bewohnenden können sich mit ihren Fragen, Anregungen, Anliegen oder Beschwerden 

jederzeit an folgende Ansprechpartner und Stellen wenden:  

  

• Fragen, Anliegen und Beschwerden hinsichtlich des Wohnens in der Unterkunft 

können an die Unterkunftsleitung oder die von ihr benannten Kontaktpersonen 

gerichtet werden.  

  

• Beschwerden hinsichtlich der Wohnsituation in der Unterkunft können ebenfalls an die 

Unterkunftsleitung herangetragen werden. Darüber hinaus können Beschwerden – 

auch anonym – an das Landesamt für Flüchtlingsangelegenheiten (LAF) sowie – nach 

deren Inbetriebnahme – auch an die Berliner unabhängige Beschwerdestelle gerichtet 

werden.  

  

• Die Flüchtlingskoordinatoren und -koordinatorinnen*innen im Bezirk informieren u. a.  

über bezirkliche Unterstützungsangebote für Geflüchtete.  

  

• Der Beauftragte/die Beauftragte des Senats für Integration und Migration bietet 
umfassende Informationen und Beratung u. a. zum Aufenthaltsrecht, 
Familienzusammenführung, Asylverfahren, Sozialleistungen, Wohnungssuche, 
Erwerbstätigkeit, Schule und anderen Aspekten bei der Aufnahme und Integration von 
Geflüchteten.   

  

• Die Ehrenamtsinitiativen bieten Unterstützung für Geflüchtete durch engagierte 
Bürgerinnen und Bürger, etwa bei der Bewältigung des Alltags, bei Behördengängen, 
Arbeits- und Wohnungssuche und anderen Angelegenheiten.  

  

Die jeweiligen Kontaktdaten hängt der Betreiber/die Betreiberin an einem für alle 

Bewohnenden einsehbaren Ort in der Unterkunft aus.   
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§ 11 Verstöße gegen die Hausordnung und Straftaten  

  

1. Verstöße gegen diese Hausordnung können zu Hausverboten führen und den Verlust 

des Platzes zur Folge haben. Hausverbote müssen schriftlich ausgesprochen und begründet 

werden. Die schriftliche Anordnung des Hausverbots wird der/den betroffenen Person/en 

ausgehändigt.  

  

2. Beim Aussprechen von Hausverboten muss die vom LAF festgelegte Verfahrensweise 

eingehalten werden. Grundsätzlich darf nur die Unterkunftsleitung ein Hausverbot 

aussprechen. In Ausnahmefällen (Gefährdung von Bewohnenden oder Mitarbeitenden) sowie 

insbesondere bei Verstößen gemäß nachfolgenden Punkt 3 darf auch der Schichtleiter/in des 

Sicherheitsdienstes ein Hausverbot aussprechen, wenn die Unterkunftsleitung nicht vor Ort ist 

und auch nicht kurzfristig gerufen werden kann.  

Bevor ein Hausverbot ausgesprochen werden darf, muss es grundsätzlich zwei schriftliche 

Abmahnungen geben. Erst bei der dritten Abmahnung wird ein Hausverbot erteilt. Ein 

Hausverbot gilt nicht länger als 3 Monate und nur für die aktuelle Unterkunft. Das Hausverbot 

gilt nicht für die ganze Familie.  

  

3. Bei besonders schwerwiegenden Verstößen gegen die Regeln dieser Hausordnung 

kann ein sofortiges Hausverbot verhängt werden. Ein sofortiges Hausverbot dient 

insbesondere dem Zweck, andere Personen vor Übergriffen zu schützen, und ist bei den 

folgenden, strengstens untersagten Handlungen oder Tatbeständen zulässig:  

  

• Jede Form von Bedrohung (auch in Worten)  

• Jede Form von Gewalt (insbesondere gegen Frauen, Kinder, Angehörige religiöser  

Minderheiten und andere schutzbedürftige Personen) oder auch nur deren Androhung  

• Besitz von Waffen und waffenähnlichen Gegenstände, die nach dem Waffengesetz 

verboten sind, oder der Handel mit diesen Waffen (dazu gehören insbesondere 

Schusswaffen jeder Art, aber auch bestimmte Hieb- und Stichwaffen). Bestehen 

Zweifel, ob es sich bei einem Gegenstand um eine verbotene Waffe handelt, so erteilt 

der nächstgelegene Polizeiabschnitt Auskunft. Wo sich dieser befindet, kann bei der 

Unterkunftsleitung erfragt werden.  

• Handel mit illegalen Drogen im Haus und in den Außenanlagen   

• Jede Form von „Mobbing“, also das wiederholte und regelmäßige, vorwiegend 

seelische Schikanieren, Quälen und Verletzen eines einzelnen Menschen durch 

Einzelpersonen oder eine Gruppe   

• Polizeilich angezeigte Straftatbestände. So lange die polizeilichen Ermittlungen laufen, 

ist ein sofortiges Hausverbot nur dann zulässig, wenn es erforderlich ist, um die 

Bewohnenden oder das Personal der Unterkunft vor einer möglichen Gefahr zu 

schützen   

• schwere Straftaten (wie z. B. sexualisierte Gewalt, gefährliche Körperverletzung, 

Brandstiftung) in der Unterkunft  

• wiederholte Nachstellung, wenn von einer Wiederholungsgefahr ausgegangen werden 

muss oder der geschädigten Person aufgrund der Schwere der Tat das 

Zusammenleben nicht zuzumuten ist.  

Neben der Verhängung eines sofortigen Hausverbots mit der Folge, dass der/die Betroffenen 

den Platz in der Unterkunft mit sofortiger Wirkung verliert, können Verstöße gegen die 
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Hausordnung in Zusammenhang mit dem Besitz von Waffen oder illegalen Drogen sowie das 

Handeln mit diesen Objekten/Gegenständen, außerdem schwere Straftaten in der Unterkunft 

sowie Gewalt gegen Bewohnende oder Mitarbeitende zur Anzeige gebracht werden und zu 

einem Strafverfahren gegen den oder die Täter führen.  

4. Bewohnende, die von einem Hausverbot betroffen sind, können sich an das Personal 

der Unterkunft wenden, um zu erfahren, an welche Stelle sie sich wenden müssen, um einen 

Platz in einer neuen Unterkunft zu erhalten.  

5. Über die Verhängung eines Hausverbots können sich Betroffene beim LAF bzw. bei 

der Berliner unabhängigen Beschwerdestelle (BuBs) beschweren. Das LAF wird dann prüfen, 

ob das Hausverbot zu Recht verhängt wurde oder zurückgenommen werden muss.   

  

  

§ 12 Auszug  

  

1. Wenn der Auszugstermin nicht vom Betreiber oder vom LAF festgelegt wurde, ist er 

schnellstmöglich, mindestens jedoch 2 Wochen vorher von den jeweiligen Bewohnenden 

der Unterkunftsleitung zu melden.  

  

2. Der Hausschlüssel und der Bewohnerausweis müssen bei Auszug unverzüglich 

zurückgegeben werden.  

  

3. Bei Auszug müssen alle hauseigenen Gegenstände vollzählig zurückgegeben werden.  

  

4. Bewohnende sind verpflichtet, beim Auszug sämtliche von ihnen oder auf ihre Veranlassung 

in die Unterkunft eingebrachten Gegenstände – soweit sie nicht unter 3. fallen – 

mitzunehmen. Werden Gegenstände zurückgelassen, so wird davon ausgegangen, dass 

diese entsorgt werden können. Dies kann auf Kosten der Bewohnenden erfolgen. Von 

Bewohnenden zurückgelassene Dokumente und Wertsachen werden vom Betreiber in 

Verwahrung genommen, wenn der Eigentümer / die Eigentümerin nicht erreichbar ist. Die 

gesetzlichen Regelungen über Fundsachen (§§ 965ff. BGB) bleiben unberührt. Das 

bedeutet, dass die zurückgelassenen Dokumente und Wertsachen für sechs Monate 

aufbewahrt werden und der Betreiber versuchen wird, den Eigentümer festzustellen und 

darüber zu informieren. Ist die Rückgabe an den Eigentümer innerhalb dieser Frist nicht 

möglich, kann der Betreiber über diese Fundsachen verfügen.  
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Seit dem 01.05.2017 wird ein neues Verfahren zum Umgang mit Hausverboten umge-

setzt. 

 

Wir bitten Sie, zukünftig die vorgefertigten Formulare zu nutzen, um die neu einzuführenden 

Eskalationsstufen dokumentieren zu können. 

 

Eskalationsstufen: 

 

1. Abmahnung (Ermahnung)  => 2. Abmahnung => Hausverbot 

 

Ausnahme: polizeilich angezeigte Straftatbestände können zum sofortigen Hausverbot führen. 

Hierbei ist die polizeiliche Vorgangsnummer mit aufzuführen. Jede Form von Bedrohung - 

auch in Worten - und jede Form von Gewalt, besonders gegen Frauen, Kinder, Angehörige 

religiöser Minderheiten und andere schutzbedürftige Personen, sowie die Androhung von 

Gewalt, Waffenbesitz und jeglicher Drogenkonsum (auch Haschisch, Cannabis), Drogenbe-

sitz, Drogenhandel im Haus und in den Außenanlagen sind strengstens verboten. Ebenso 

bilden polizeilich angezeigte Straftatbestände sowie Gewaltvorfälle, massive Drohungen o-

der wiederholte Nachstellung, wenn von einer Wiederholungsgefahr ausgegangen werden 

muss oder der geschädigten Person aufgrund der Schwere der Tat das Zusammenleben 

nicht zuzumuten ist, eine Ausnahme. Verstöße ziehen die sofortige Abmeldung mit Verlust 

des Platzes und die Verhängung eines Hausverbots nach sich. Sie können zudem zu einer 

strafrechtlichen Verfolgung führen. 

 

Die Bewohner_innen sind über Abmahnung und die Folgen weiterer Verfehlungen 

schriftlich zu belehren. Eine Kopie geht an das LAF Abt. II. Bei sexuellen Übergriffen 

sind der Sozialdienst und die Qualitätssicherung zwingend einzubeziehen. 

 

Hausverbote sind zu befristen (maximal drei Monate) und gelten nur für die bewohnte 

Unterkunft, nicht für alle Unterkünfte des Betreibers. 

 

Hausverbote sind auf die betreffende Person beschränkt und gelten nicht für den ge-

samten Familienverbund. 

 

Beide aufgeführten Beschränkungen gelten nicht für strafrechtliche relevante und poli-

zeilich angezeigte Vorfälle. 
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Sollte ein Hausverbot auszustellen sein, ist dieses an folgende Emailadresse zu versen-

den: zbn@laf.berlin.de  

 

Einzelne Abmahnungen sind nicht zu übersenden. 

 

Den Betroffenen in Zuständigkeit AsylbLG ist eine Kopie des Hausverbotes auszustellen 

und sie sind in die Darwinstraße 14-18 zu verweisen.  

 

Den Betroffenen in Zuständigkeit der Bezirke / Jobcenter, sogenannte Statuswandler, 

sind mit einer Kopie des Hausverbotes an die soziale Wohnhilfe des zuständigen Bezir-

kes zu verweisen. 

 

Wir bitten darum, Hausverbote so auszusprechen, dass den Betroffenen noch am sel-

ben Tag von den Sachbearbeitern in der Darwinstraße 14-18 oder von der zuständigen 

sozialen Wohnhilfe der Bezirke eine neue Unterkunft zugewiesen werden kann. 

 

Sollte das Hausverbot außerhalb der Öffnungszeiten der Leistungsstellen durchgesetzt wer-

den müssen, sind die betroffenen Personen an das Ankunftszentrum im Flughafen Tempel-

hof (Eingang: Tempelhofer Damm 45, 12101 Berlin) zu verweisen. Hier werden sie bis zur 

nächsten Öffnung ihrer regulären Leistungsstelle untergebracht. 

  

mailto:LAF_Meldekopf@laf.berlin.de


Landesamt für 
Flüchtlings-

angelegenheiten, 
Berlin (LAF) 

Anlage 3: Verfahrensweise Hausverbote  
zum Betreibervertrag Flüchtlingsunterbringung, 

Land Berlin 

Seite 3 von 3 

Stand: 05.03.2018 
 

 

Umgang mit Hausverboten bei Ehrenamtlichen 

 

Erst mehrmalig dokumentierte Abmahnungen können nach Abstimmung mit dem LAF 

zum Hausverbot führen. 

 

Der Ehrenamtliche ist über die Abmahnung und die Folgen weiterer Verfehlungen 

schriftlich zu belehren. 

 

Hausverbote gelten nur für die jeweilige Unterkunft und nicht für alle Unterkünfte des 

Betreibers. Eine Kopie jeder Abmahnung geht an folgende Emailadresse: ehrenamts-

koordination@laf.berlin.de 

 

Die Prüfung des Vorgangs erfolgt durch Abt. III – Bereich Ehrenamt / Hr. Mohr. 

 

Dieses Verfahren gilt nicht für Ehrenamtliche, mit denen ein Vertragsverhältnis besteht. 

 

mailto:ehrenamtskoordination@laf.berlin.de
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 Bitte ausgefüllt zurücksenden an: zbn@laf.berlin.de 

           

Mitteilung einer Abmahnung / Erteilung eines Hausverbotes für Bewohner 

Unterkunft:   

 

Art der Unterkunft: □ EAE □ GU □ notbelegt Kapazität: 

Anschrift: 

 

Ausgestellt durch: Funktion / Stellenzeichen: Datum: 

   

 

Erteilung einer Abmahnung / Erteilung eines Hausverbotes für Flüchtlinge 

Name: 

Familiennummer: Haushaltsvorstand: □ Ja □ Nein 

Familienangehörige (Haushaltsvorstand hervorgehoben): 

Besondere Schutzbedürftigkeit □ Nein □ Ja, welcher Art: 

 

Abmahnung / Hausverbot 

□ 1. Abmahnung □ 2. Abmahnung □ Hausverbot, befristet bis: 

Belehrungsgespräch mit betroffener Person durchgeführt ( Kopie ist beizulegen) □ Nein □ 

Ja, wann: 

Polizeiliche Vorgangsnummer bei Erstellung einer Strafanzeige: 

 

Informationen zum Formular 

Vor einem Hausverbot sind eine erste und eine zweite Abmahnung auszusprechen. Dieses 

ist mit vorliegendem Formblatt zu dokumentieren und an die hier aufgezeigte Emailadresse 

zu versenden. Ein hieraus resultierendes Hausverbot ist zeitlich zu begrenzen. Die Dauer 

ist auf maximal drei Monate festzulegen. Ein sofortiges Hausverbot ist nur bei polizeilich 

angezeigten Straftatbeständen möglich. In solchen Fällen kann, in Rücksprache mit dem 

LAF (zbn@laf.berlin.de; 030-90225-1250), auch ein zeitlich unbegrenztes Hausverbot 

ausgesprochen werden. 

Eine Darstellung des Sachverhaltes ist auf der Rückseite auszuführen. 
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 Bitte ausgefüllt zurücksenden an: zbn@laf.berlin.de 

           

Darstellung des Sachverhaltes 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

    

Datum, Unterschrift 
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 Bitte ausgefüllt zurücksenden an: ehrenamtskoordination@laf.berlin.de 

           

Mitteilung einer Abmahnung/ 

Erteilung eines Hausverbotes für Ehrenamtliche und/oder Besucher 

 

Unterkunft:   

 

Art der Unterkunft: □ EAE □ GU □ notbelegt Kapazität: 

Anschrift: 

 

Ausgestellt durch: Funktion / Stellenzeichen: Datum: 

   

 

Erteilung einer Abmahnung / Erteilung eines Hausverbotes für Ehrenamtliche 

und/oder Besucher 

Besucher/in □ Ehrenamtliche/r Helfer/in □ 

Name: Geburtsdatum: 

Ehrenamtliche Arbeit für: 

Aufgabe in der Unterkunft: 

Telefonische und/ oder postalische Erreichbarkeit: 

 

Abmahnung / Hausverbot 

□ 1. Abmahnung □ 2. Abmahnung □ Hausverbot, befristet bis: 

Schriftliche Belehrung durchgeführt ( Kopie ist beizulegen) □ Nein □ Ja, wann: 

Polizeiliche Vorgangsnummer bei Erstellung einer Strafanzeige: 

 

Informationen zum Formular 

Vor einem Hausverbot sind eine erste und eine zweite Abmahnung auszusprechen. Dieses 

ist mit vorliegendem Formblatt zu dokumentieren und an die hier aufgezeigte Emailadresse 

zu versenden. Ein hieraus resultierendes Hausverbot ist zeitlich zu begrenzen. Die Dauer ist 

auf maximal drei Monate festzulegen und das Hausverbot gilt nur für die auszustellende 

Unterkunft. Ein sofortiges Hausverbot ist nur bei polizeilich angezeigten Straftatbeständen 

möglich. In solchen Fällen kann, in Rücksprache mit dem LAF 

(ehrenamtskoordination@laf.berlin.de; 030-90225-1467), auch ein zeitlich unbegrenztes 

Hausverbot ausgesprochen werden. Eine Darstellung des Sachverhaltes ist auf der Rücksei-

te auszuführen. 
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 Bitte ausgefüllt zurücksenden an: ehrenamtskoordination@laf.berlin.de 

           

Darstellung des Sachverhaltes 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

    

Datum, Unterschrift 
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